
 

 Erklärung zur Einordnung als öffentlicher Auftraggeber   

 

Hinweis: Diese Erklärung dient zur Prüfung, ob der Antragsteller ein öffentlicher Auftraggeber im Sinne von § 98 des Gesetzes gegen Wettbe-
werbsbeschränkungen – GWB  (BGBl. I 2005, S. 2114, in der jeweiligen Fassung) oder § 2 des Gesetzes über die Vergabe öffentlicher Aufträ-
ge in Sachsen-Anhalt vom 19.11.2012 – LVG LSA (GVBl. LSA 2012, S. 536, in der jeweiligen Fassung) ist.  

 

   
 

 

 1. ANTRAGSTELLER   

 

Name/Firma (ggf. lt. Handelsregister)  

  
 

 

Förderprogramm 

  
 

 1.1 Rechtsform   

    

Gebietskörperschaft 
oder deren Sonder-
vermögen 

Hinweis: Da es sich bei Gebietskörperschaften gemäß § 98 Nr. 1 GWB und § 2 Abs. 1 LVG LSA 
bereits um öffentliche Auftraggeber handelt, sind weitere Angaben zur Einordnung als öffentlicher 
Auftraggeber nicht zu machen. (Bitte Erklärung nur noch unterschreiben!) 

 

    
sonstige juristische Person des öffentlichen Rechts 
(weiter mit Nr. 2 ff.) 

 
genaue Rechts-
form:     

    

juristische Person des privaten Rechts (einschl. teil-
rechtsfähige Personengesellschaften, z. B. OHG, GbR) 
(weiter mit Nr. 3 ff.) 

 
genaue Rechts-
form:     

    natürliche Person  (weiter mit Nr. 10 und 11)  

 
 

 

 2. Steht die juristische Person (des öffentlichen Rechts) unter der Aufsicht des Landes?   

    Ja Rechtsaufsicht durch zuständige Behörde:    

    Fachaufsicht durch zuständige Behörde:    

 
   

Nein   
 

 

3. Wurde die juristische Person des Antragstellers zu dem besonderen Zweck gegründet  
 im Allgemeininteresse liegende Aufgaben (hierzu zählen insbesondere Aufgaben der Daseinsvorsorge) 
 nicht gewerblicher Art (dies richtet sich nicht nach der steuerlichen Einordnung, sondern ist der Fall, wenn der Antragsteller nicht unter 

Wettbewerbsbedingungen in einem entwickelten Markt tätig ist) 
 zu erfüllen?  

 

    Ja (weiter mit Nr. 4)  

    Nein  (weiter mit Nr. 5)  

 
4. Bitte geben Sie den genauen Zweck gemäß dem der Gründung der juristischen Person zugrunde liegenden Rechtsakt (z. B. Sat-

zung, Gesellschaftsvertrag) an.  
 

 

 

 

 

 

 

5. Wird der Antragsteller vom Bund, einem Land, Landkreis, einer Gemeinde, sonstigen Gebietskörperschaft, dessen/deren Son-
dervermögen oder einem Verband, dessen Mitglieder aus den vorgenannten Stellen bestehen, einzeln oder von mehreren sol-
cher Stellen gemeinsam zu mehr als 50 % seiner insgesamt vorhandenen Finanzmittel durch Kapitalbeteiligung oder in sonstiger 
Weise finanziert? (z. B. durch Einbringung von Eigenkapital, bloßes Halten der Kapitalmehrheit, Gewährung von Eigenkapital ersetzen-
den Darlehen oder von Beihilfen) 

 

    Ja   Nein  

 
 

6. Übt der Bund, ein Land, ein Landkreis, eine Gemeinde, sonstige Gebietskörperschaft, dessen/deren Sondervermögen oder ein 
Verband, dessen Mitglieder aus den vorgenannten Stellen bestehen, einzeln oder üben mehrere dieser Stellen gemeinsam die 
Aufsicht über die (Geschäfts-) Leitung des Antragstellers aus? 

 

    Ja   Nein   

 

 

7. Hat der Bund, ein Land, ein Landkreis, eine Gemeinde, sonstige Gebietskörperschaft, dessen/deren Sondervermögen oder ein 
Verband, dessen Mitglieder aus den vorgenannten Stellen bestehen, einzeln oder haben mehrere dieser Stellen gemeinsam mehr 
als die Hälfte der Mitglieder eines zur Geschäftsführung oder zur Aufsicht berufenen Organs des Antragstellers (z. B. Geschäfts-
führung, Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat) bestimmt? 

 

    Ja   Nein   
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8. Treffen die in Nr. 3., 5., 6. oder 7. genannten Voraussetzungen anstelle des Antragstellers bezogen auf eine andere juristische 
Person zu, die einzeln oder gemeinsam mit weiteren der in Nr. 3., 5., 6. oder 7. genannten Stellen 

 - die Finanzierung des Antragstellers zu mehr als 50 % seiner insgesamt vorhandenen Finanzmittel gewährt (z. B. durch Einbrin-
gung von Eigenkapital, bloßes Halten der Kapitalmehrheit, Gewährung von Eigenkapital ersetzenden Darlehen oder von Beihilfen) oder 
- mehr als die Hälfte der Mitglieder eines zur Geschäftsführung oder zur Aufsicht berufenen Organs des Antragstellers (z. B. Ge-
schäftsführung, Vorstand, Aufsichtsrat, Verwaltungsrat) bestimmt hat? 

 

    Ja   Nein         

 Wenn Ja: Bitte geben Sie nachfolgend den Namen dieser anderen juristischen Person (z. B. Gesellschafter des Antragstellers) an:    

    

 Diese andere juristische Person erfüllt die Voraussetzungen nach  

    Nr. 3.   

    Nr. 5.   

    Nr. 6.   

    Nr. 7.   
 

 
9. Ist der Antragsteller ein Verband, bei dem die in Nr. 3., 5., 6. oder 7. genannten Voraussetzungen anstelle des Antragstellers 

bezogen auf die Mitglieder zutreffen? 
 

    Ja   Nein           

 Wenn Ja: Bitte geben Sie nachfolgend die Namen dieser Mitglieder an:    

    

 Diese Mitglieder erfüllen die Voraussetzungen nach  

    Nr. 3.  

    Nr. 5.  

    Nr. 6.  

    Nr. 7.  
 

 
10. Ist der Antragsteller eine natürliche Person oder juristische Person des privaten Rechts, die auf dem Sektor der Trinkwasser-

oder Energieversorgung oder des Verkehrs tätig ist? 
 

    Ja (weiter mit Nr. 10.1 und 10.2)  

    Nein (weiter mit Nr. 11.)  

 

 

10.1 Übt der Antragsteller diese Tätigkeiten auf der Grundlage von besonderen oder ausschließlichen Rechten aus, die von einer
zuständigen Behörde gewährt wurden und die dazu führen, dass die Ausübung dieser Tätigkeit einem oder mehreren Unter-
nehmen vorbehalten wird und dass die Möglichkeit anderer Unternehmen, diese Tätigkeit auszuüben, erheblich beeinträchtigt 
wird? 

 

    Ja   Nein          

 

 

10.2 Kann der Bund, ein Land, ein Landkreis, eine Gemeinde, sonstige Gebietskörperschaft, dessen/deren Sondervermögen, eine 
juristische Person, auf welche die in Nr. 3. in Verbindung mit Nr. 5., 6., 7. oder 9. genannten Voraussetzungen anstelle des An-
tragstellers zutreffen, oder ein Verband, dessen Mitglieder aus den vorgenannten Stellen bestehen, einzeln oder können mehre-
re dieser Stellen gemeinsam beherrschenden Einfluss auf den Antragsteller ausüben? 

 

    Ja   Nein          

 

 

11. Hat der Antragsteller mit dem Bund, einem Land, einem Landkreis, einer Gemeinde, sonstigen Gebietskörperschaft, des-
sen/deren Sondervermögen, einer juristischen Person, auf welche die in Nr. 3. in Verbindung mit Nr. 5., 6., 7. oder 9. genannten 
Voraussetzungen anstelle des Antragstellers zutreffen, oder einem Verband, dessen Mitglieder aus den vorgenannten Stellen 
bestehen, einen Vertrag über eine Baukonzession abgeschlossen? 

 

  Hinweis: Die o. g. Frage 11 ist nur zu beantworten, sofern das beantragte Vorhaben (auch) Baumaßnahmen umfasst!  

    Ja   Nein          

 Wenn Ja: Bitte geben Sie nachfolgend den Namen des Baukonzessionsgebers ein:  

   
 

   
 

 

UNTERSCHRIFT  
 

Ort, Datum Rechtsverbindliche Unterschrift des 
Antragstellers (ggf. Stempel/Dienstsiegel) 

Name(n) des/der Unterzeichner(s) 
(bitte in Druckbuchstaben)  
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